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Abkürzungsverzeichnis

Die hier verwendeten Abkürzungen orientieren sich grundsätzlich an Hil-
debert Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der deutschen Rechtssprache,
9. Aufl., Berlin 2018. Überdies werden folgende Abkürzungen gebraucht:

AfD Alternative für Deutschland
BbgVerfG Verfassungsgericht des Landes Brandenburg
BlnVerfGH Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin
bzw. beziehungsweise
CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands
ders. derselbe
dies. dieselben
DStJG Veröffentlichungen der Deutschen Steuerjuristischen Gesell-

schaft e.V.
EvStL Evangelisches Staatslexikon
gem. gemäß
HessStGH Staatsgerichtshof des Landes Hessen
HmbVerfG Hamburgisches Verfassungsgericht
HGR Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Europa
HStR Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland
HVerfR Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutsch-

land
LVerf Landesverfassung
MVVerfG Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
NPD Nationaldemokratische Partei Deutschlands
RhPfVerfGH Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz
SaarlVerfGH Verfassungsgerichtshof des Saarlandes
SächsVerfGH Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen
sog. sogenannt
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
ThürVerfGH Thüringer Verfassungsgerichtshof
u.a. und andere
v. vom, von
Vorgänge Vorgänge – Zeitschrift für Bürgerrechte und Gesellschaftspolitik
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Einleitung

Grund und Grenzen regierungsamtlicher Äußerungsbefugnisse beschäfti-
gen immer wieder Rechtsprechung und Schrifttum. Derzeit erfreut sich
die Frage großer Aufmerksamkeit, inwieweit Regierungsmitglieder abwer-
tend Stellung gegenüber populistischen oder extremistischen Parteien be-
ziehen dürfen. Im Fokus steht dabei das Gebot parteipolitischer Neutrali-
tät, das in den letzten Jahren Gegenstand zahlreicher gerichtlicher Verfah-
ren war. Mediale Beachtung fanden insbesondere zwei Urteile des Bundes-
verfassungsgerichts. So ging es Ende 2014 um eine Wahlkampfaussage der
damaligen Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig, die in einem Zei-
tungsinterview ihr vorrangiges Ziel bekundet hatte, die NPD aus dem
Thüringer Landtag herauszuhalten. Diese Äußerung konnte letztlich nur
deshalb Bestand haben, weil der Ministerin zugebilligt wurde, sich außer-
halb ihrer regierungsamtlichen Funktion am parteipolitischen Diskurs be-
teiligt zu haben.1 Ein amtliches Handeln und zugleich einen Verstoß ge-
gen das Neutralitätsgebot nahm das Bundesverfassungsgericht wiederum
im Fall der Bundeswissenschaftsministerin Johanna Wanka an, die der
AfD auf der Internetseite des Ministeriums die „Rote Karte“ gezeigt hatte.2
Beide Fälle sowie ähnliche Auseinandersetzungen vor den Landesverfas-
sungsgerichten3 werfen grundsätzliche Fragen nach dem Verhältnis der
politischen Parteien zur Regierung sowie nach der staatlichen Einfluss-
nahme auf den gesellschaftlichen Meinungs- und Willensbildungsprozess
auf. Freilich ist die Thematik nicht gänzlich neu, sondern Verfassungs-
rechtlern teils seit längerem bekannt. Entsprechend kann auch die aktuelle
Judikatur im Wesentlichen auf die Argumentation eines bundesverfas-
sungsgerichtlichen Grundsatzurteils zurückgreifen, das sich schon 1977
mit Wahlwerbung der Bundesregierung beschäftigte und hierbei eine
Neutralitätspflicht aus dem Demokratieprinzip sowie dem Recht der Par-
teien auf Chancengleichheit herleitete.4 Während es sich damals aber um

A.

1 BVerfGE 138, 102.
2 BVerfGE 148, 11.
3 Vgl. jüngst BlnVerfGH, LKV 2019, S. 120; siehe zudem RhPfVerfGH, NVwZ-RR

2014, S. 665; SaarlVerfGH, Urt. v. 8.7.2014 – Lv 5/14; ThürVerfGH, ThürVBl. 2015,
S. 295; ThürVerfGH, ThürVBl. 2016, S. 273; ThürVerfGH, ThürVBl. 2016, S. 281.

4 BVerfGE 44, 125.
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Broschüren, Faltblätter und Zeitungsanzeigen mit werbendem Charakter
zu Gunsten der Regierungsparteien handelte, stehen heute mündliche Äu-
ßerungen und Online-Mitteilungen im Vordergrund, die mit Werturteilen
zu Lasten bestimmter Oppositionsparteien verbunden sind.

Vor dem Hintergrund der soeben skizzierten verfassungsgerichtlichen
Auseinandersetzungen widmet sich die vorliegende Arbeit der Frage, auf
welche Weise sich Regierungsmitglieder in der Öffentlichkeit zu politi-
schen Themen äußern dürfen. Insbesondere gilt es zu klären, ob und in-
wieweit ein Engagement für oder gegen bestimmte Parteien und deren
Programme zulässig ist. Zwar gibt es bereits zahlreiche Abhandlungen zu
den politischen Äußerungsbefugnissen exekutiver Amtswalter,5 allerdings
fehlt bislang eine Untersuchung, die sich speziell mit der Teilnahme der
Regierungsmitglieder am parteipolitischen Meinungskampf befasst und
dabei die unterschiedlichen Äußerungssphären umfassend erörtert. Diese
Lücke soll die folgende Analyse schließen. Ihr Augenmerk richtet sich al-
lein auf öffentliche Stellungnahmen von Mitgliedern der Bundesregie-
rung, welcher nach der Legaldefinition des Art. 62 GG nur der Bundes-
kanzler und die Bundesminister angehören. Damit bleibt die politische Be-
tätigung von Staatssekretären außer Betracht. Gleiches gilt für das Kom-
munikationsverhalten von Mitgliedern einer Landesregierung, dessen
rechtliche Grenzen aber teilweise als Vergleichsmaßstab herangezogen
werden.

Den Angelpunkt der Untersuchung bildet die Prämisse, dass ein Regie-
rungsmitglied im politischen Diskurs verschiedene Sprecherrollen einneh-
men kann. Im Folgenden soll diese Grundannahme zunächst auf ein
staatstheoretisches und verfassungsrechtliches Fundament gestellt wer-
den.6 Hierzu ist ein Blick auf den Dualismus von Staat und Gesellschaft er-
forderlich: Soweit eine Person von der gesellschaftlichen Sphäre in die
staatliche Sphäre wechselt, unterliegt sie als Amtswalter grundsätzlich
einem anderen Rechts- und Pflichtenkreis. In gleicher Weise gilt es zu be-
denken, dass im demokratischen System des Grundgesetzes eine enge Ver-

5 Vgl. aus jüngerer Zeit namentlich Barczak, NVwZ 2015, S. 1014 ff.; Gröpl/Zem-
bruski, JA 2016, S. 268 ff.; Payandeh, Der Staat 55 (2016), S. 519 ff.; zu abwertenden
Äußerungen gegenüber extremistischen Parteien vgl. im Besonderen auch Butzer,
in: Kluth (Hrsg.), „Das wird man ja wohl noch sagen dürfen.“, S. 37 ff.; Eder, „Rote
Karte“ gegen „Spinner“?, S. 162 ff. und passim; Kliegel, in: Scheffczyk/Wolter
(Hrsg.), Linien der Rechtsprechung, S. 413 ff.; zu amtlichen Werturteilen über
sonstige politische Vereinigungen siehe ferner Ferreau, NVwZ 2017, S. 159 ff.;
Gärditz, NWVBl. 2015, S. 165 ff.; Wahnschaffe, NVwZ 2016, S. 1767 ff.

6 Vgl. unten B.

A. Einleitung
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zahnung von Partei- und Regierungspolitik herrscht. Es bedarf daher der
Klärung, inwiefern die parteipolitische Tätigkeit eines Regierungsmit-
glieds aus juristischer Sicht überhaupt von seiner Amtsführung unterschie-
den werden muss.

Im Anschluss an die staatstheoretische und verfassungsrechtliche Be-
gründung der Sphärendifferenzierung widmet sich die Untersuchung im
Detail den einzelnen politischen Kommunikationsrollen. Ihr Fokus liegt
zunächst auf Äußerungen, die in der amtlichen Funktion als Regierungs-
mitglied erfolgen.7 Die Analyse setzt hier bei der grundsätzlichen Legiti-
mation einer solchen Öffentlichkeitsarbeit an und befasst sich sodann mit
kompetenzrechtlichen Fragen, die bislang in Rechtsprechung und Schrift-
tum nur bedingt Beachtung gefunden haben. Daraufhin wird erörtert, in-
wieweit regierungsamtliche Stellungnahmen einem parteipolitischen Neu-
tralitätsgebot unterworfen sind. Hierzu werden in einem ersten Schritt die
verfassungsrechtlichen Grundlagen einer derartigen Verpflichtung darge-
legt. Im Gegensatz zur aktuellen Judikatur soll der Blick dabei nicht auf
subjektive Rechtspositionen der Parteien verengt werden. Vielmehr sollen
auch die objektiven Wertungen des Demokratie- und Republikprinzips in
die Untersuchung einfließen. In einem weiteren Schritt werden dann kon-
krete Handlungsmaßstäbe aus der parteipolitischen Neutralitätspflicht ent-
wickelt, wobei herrschende Prämissen in Frage gestellt werden.

Schließlich soll die politische Kommunikation außerhalb der regie-
rungsamtlichen Sphäre thematisiert werden.8 Dies erfordert eingangs eine
Auseinandersetzung mit den Äußerungsgrenzen, an die das Regierungs-
mitglied in seiner Eigenschaft als Parteifunktionär gebunden ist. Ein be-
sonderes Augenmerk verdient des Weiteren der Umstand, dass ein Groß-
teil der Kabinettsmitglieder zugleich ein parlamentarisches Mandat inne-
hat. Es stellt sich mithin die Frage, inwieweit ein Politiker gerade in seiner
Funktion als Abgeordneter am parteipolitischen Meinungskampf teilneh-
men darf. Diese Sprecherrolle wurde in der bisherigen Diskussion um die
Äußerungsbefugnisse politischer Amtswalter weitgehend außer Acht gelas-
sen und soll nun in der vorliegenden Arbeit ausführlich behandelt werden.
Hierauf folgt zu guter Letzt eine Darstellung der Kriterien, anhand derer
sich die verschiedenen Kommunikationsrollen praktisch voneinander ab-
grenzen lassen.

7 Vgl. unten C.
8 Vgl. unten D.

A. Einleitung
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Die staatstheoretische Scheidung von amtlicher und
parteipolitischer Sphäre

Auf der Folie der traditionellen Differenzierung von Staat und Gesellschaft
kann das Regierungsmitglied entweder als Amtswalter oder als Privatper-
son agieren. Für das jeweilige Handeln enthält das Grundgesetz unter-
schiedliche Maximen, denen sich die nachfolgenden Ausführungen ein-
gangs widmen. Im Anschluss soll das öffentliche Amt als tragender Pfeiler
staatlicher Herrschaft erörtert und die ihm inhärente Verpflichtung auf das
Gemeinwohl näher beleuchtet werden. Besondere Berücksichtigung findet
hierbei die Aufteilung der staatlichen Ämterordnung in die Bereiche des
fachlichen Vollzugs und der politischen Führung. Letztere unterliegt re-
gelmäßig dem Einfluss der Parteien, die sowohl Personal als auch politi-
sche Programme für die Führungsämter bereitstellen. Dies führt zur Frage,
wie sich die Parteibindung der Regierungsmitglieder zu ihrer amtlichen
Gemeinwohlverantwortung verhält. Hiermit korrespondiert die Diskus-
sion, auf welche Weise das Grundgesetz die Parteien institutionell in das
Regierungssystem einbindet und eine Verschmelzung von amtlicher und
parteipolitischer Sphäre zulässt.

Staat und Gesellschaft

Als Herrschaftsorganisation bildet der Staat den verfassungstheoretischen
Gegenbegriff zur Gesellschaft. Die Unterscheidung beider Sphären wurde
nicht zu allen Zeiten getroffen und ist auch heute nicht allen Ländern ge-
läufig.9 Es handelt sich vielmehr um ein historisches Phänomen, das unter

B.

I.

9 Die verfassungstheoretische Differenzierung von Staat und Gesellschaft fand insbe-
sondere im anglo-amerikanischen Raum keine Verbreitung, wo sich stattdessen
das keinesfalls gleichbedeutende Begriffspaar von „government“ und „civil society“
herausbildete. Vgl. hierzu Ehmke, in: Hesse/Reicke/Scheuner (Hrsg.), Festgabe
Smend, S. 23 (25); Grimm, in: Ellwein/Hesse (Hrsg.), Staatswissenschaften, S. 13
(18 f.).
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bestimmten Voraussetzungen in Deutschland entstand und mit ihrem
Wegfall auch wieder verschwinden kann.10

Das Trennungsmodell im deutschen Konstitutionalismus

Historisch geht die Unterscheidung von Staat und Gesellschaft auf die
Epoche des Absolutismus zurück. Die einst zerstreuten militärischen, bü-
rokratischen und ökonomischen Herrschaftsmittel konzentrierten sich all-
mählich in der Hand des Monarchen und wurden hier zu einer umfassen-
den öffentlichen Gewalt ausgestaltet. Im selben Maße büßten die ehedem
unabhängigen Stände ihre Macht ein, so dass grundsätzlich nicht mehr ein
Stand über einen anderen regierte, sondern nur noch der Landesherr ein-
heitlich über alle.11 Für das neue Phänomen eines umfassenden Herr-
schaftsapparats etablierte sich alsbald der Begriff des Staates, der in Gestalt
des absoluten Monarchen ins Leben trat. Ihm gegenüber bildeten die rest-
lichen Bewohner des Herrschaftsgebiets die Gesellschaft der Untertanen,
die sich bei allen fortbestehenden rechtlichen und sozialen Unterschieden
dem staatlichen Gewaltmonopol unterwerfen mussten.12

Die Ausübung öffentlicher Gewalt blieb im absolutistischen Polizeistaat
nahezu schrankenlos.13 Erst die Verfassungen des 19. Jahrhunderts ermög-
lichten der Gesellschaft allmählich Freiräume vom Staat, indem sie den In-
dividuen bürgerliche Freiheitsrechte, wie z.B. das Recht auf Freizügigkeit
oder die Garantie des erworbenen Eigentums, zuteilwerden ließen.14 Die-

1.

10 Böckenförde, in: ders. (Hrsg.), Recht, Staat, Freiheit, S. 209 (211); Grimm, in: Ell-
wein/Hesse (Hrsg.), Staatswissenschaften, S. 13 (15); Rupp, in: Isensee/Kirchhof
(Hrsg.), HStR II, § 31 Rn. 2.

11 Zum Prozess der Machtkonzentration und der damit verbundenen Entstehung
eines modernen Territorialstaats vgl. insbesondere Böckenförde, in: ders. (Hrsg.),
Recht, Staat, Freiheit, S. 209 (211 ff.); Heller, Staatslehre, S. 145 ff.; s.a. Benz, Der
moderne Staat, S. 19 ff.; H. Dreier, Hierarchische Verwaltung im demokratischen
Verfassungsstaat, S. 36 ff.; Grimm, Recht und Staat der bürgerlichen Gesellschaft,
S. 53 ff.

12 Brunner, in: Böckenförde (Hrsg.), Staat und Gesellschaft, S. 20 f.; Grimm, in: Ell-
wein/Hesse (Hrsg.), Staatswissenschaften, S. 13 (16 f.).

13 Zu den Grenzen fürstlicher Herrschaftsgewalt und den verbleibenden Mit-
spracherechten der Stände vgl. vor allem Angermann, in: Böckenförde (Hrsg.),
Staat und Gesellschaft, S. 109 (115 f.); Benz, Der moderne Staat, S. 21 f.; Grimm,
in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR I, § 1 Rn. 8.

14 Zur Entfaltung der Freiheitsrechte bis zur März-Revolution von 1848 vgl. einge-
hend Hilker, Grundrechte im deutschen Frühkonstitutionalismus, S. 144 ff.,

I. Staat und Gesellschaft
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ser Prozess ging mit der Transformation der merkantilistischen Staatswirt-
schaft zu einem freien Markt einher und entsprach der liberalen Theorie
der Staatsaufgaben.15 Danach bestand die einzige Aufgabe des Staates in
der Wahrung der inneren und äußeren Sicherheit. Für diesen begrenzten
Zweck war der Staat mit allen nötigen Zwangsmitteln ausgestattet, wohin-
gegen sämtliche Tätigkeiten, die keine Gefahr für den inneren Frieden dar-
stellten, der Gesellschaft überantwortet waren.16 Auf diese Weise erlangte
das Bürgertum zwar einen staatsfreien Betätigungsraum, jedoch blieb ihm
im Gegensatz zur anglo-amerikanischen Entwicklung die politische Betei-
ligung an der staatlichen Willensbildung zunächst verwehrt.17

Während der Staat im Absolutismus noch mit dem Monarchen identifi-
ziert wurde, nahm die konstitutionelle Staatsrechtswissenschaft ihn an-
fangs als eine objektive, geistlich-sittliche und rechtliche Ordnung wahr,
die nicht auf dem Willen des Fürsten oder des Volkes beruhte, sondern
über den Menschen stand und sie als „Organismus“ umschloss.18 Gegen
1880 etablierte sich dann eine positivistische Ansicht, die den Staat als ju-
ristische Person betrachtete.19 Die ihm zugedachten Rechte und Pflichten
sollte der Monarch als oberstes Staatsorgan und alleiniger Träger der
Staatsgewalt verwirklichen.20 Das mehr oder weniger demokratisch ge-
wählte Parlament partizipierte zwar an der staatlichen Gesetzgebung, wo-
durch die Gesellschaft faktisch Einzug in den monarchischen Staat erhielt.
Diesen Umstand negierte die damalige Staatslehre aber insofern, als sie die
Volksvertretung als nachgeordnetes Organ verstand und in dessen Mitent-
scheidungsbefugnissen lediglich eine Beschränkung des alleinigen Legisla-

187 ff., 354 ff. und passim; zu ihrer weiteren Entwicklung im Konstitutionalismus
siehe besonders Kröger, Grundrechtsentwicklung in Deutschland, S. 29 ff.;
Wittreck, in: Merten/Papier (Hrsg.), HGR VIII, § 231 Rn. 41 ff.

15 Badura, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftsverwaltung, S. 4; Zippelius, Allge-
meine Staatslehre, S. 216.

16 Grimm, Recht und Staat der bürgerlichen Gesellschaft, S. 74; Haverkate, Rechts-
fragen des Leistungsstaats, S. 41.

17 Gangl, in: Böckenförde (Hrsg.), Probleme des Konstitutionalismus im 19. Jahr-
hundert, S. 23 (45 f.); Rupp, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR II, § 31 Rn. 4; vgl.
überdies Böckenförde, in: ders. (Hrsg.), Recht, Staat, Freiheit, S. 209 (217 f.).

18 Zum Begriffsverständnis der älteren konstitutionellen Staatsrechtslehre siehe et-
wa Ehmke, in: Hesse/Reicke/Scheuner (Hrsg.), Festgabe Smend, S. 23 (36 f.).

19 Korioth, in: Grundmann u.a. (Hrsg.), FS 200 Jahre Juristische Fakultät der Hum-
boldt-Universität, S. 583 (587 f.); Uhlenbrock, Der Staat als juristische Person,
S. 102 f.

20 Uhlenbrock, Der Staat als juristische Person, S. 100 f.; zur Kritik an der von La-
band geprägten Rechtsfigur des monarchischen Trägers der Staatsgewalt s.a. Jelli-
nek, Allgemeine Staatslehre, S. 552 ff.

B. Die staatstheoretische Scheidung

18



tivrechts der Krone sah.21 Beispielhaft fasste Paul Laband die Vormacht-
stellung des Monarchen wie folgt zusammen: „Der Landesherr hat nicht
sein Monarchenrecht erst durch die Verfassung erhalten, sondern er hat
vielmehr die Verfassung dem Lande verliehen und sich dadurch selbst be-
schränkt."22

Im Konstitutionalismus erschien die Gesellschaft als Ansammlung von
Partikularinteressen, die ohne die lenkende Hand eines übergeordneten
Staates nicht zur Schaffung des Gemeinwohls fähig sei.23 Dabei wurde das
öffentliche Wohl nicht als Ergebnis eines gesellschaftlichen Diskurses an-
gesehen, sondern dem Monarchen sowie den mit ihm verbundenen Insti-
tutionen zugewiesen, die als neutrale und überparteiliche Kräfte die gesell-
schaftlichen Interessengegensätze ausgleichen sollten.24 In der Praxis zeich-
nete sich die Staatsführung indes durch eine konservativ-liberale Grund-
haltung aus, indem sie ein starkes Interesse an der Beibehaltung der sozia-
len Ordnung und der politischen Machtverhältnisse besaß.25 So kritisierte
Gustav Radbruch die Vorstellung einer über den gesellschaftlichen Kon-
flikten stehenden Regierung als „Lebenslüge des Obrigkeitsstaates“, der
seine parteipolitischen Standpunkte geschickt vor den Augen der Öffent-
lichkeit verschleiert habe.26

21 E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 12; Rupp, Grundfragen der heuti-
gen Verwaltungslehre, S. 2; eingehend hierzu auch Kühne, in: Schneider/Zeh
(Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, § 2 Rn. 16 ff., 32.

22 Laband, in: Hinneberg (Hrsg.), Die Kultur der Gegenwart, S. 293 (325). Zum so
bezeugten „monarchischen Prinzip“, das theoretisch wie praktisch den obersten
Grundsatz im Verfassungsleben des 19. Jahrhunderts bildete, vgl. näher Dietrich,
in: Böckenförde (Hrsg.), Probleme des Konstitutionalismus im 19. Jahrhundert,
S. 7 (12 f.); Frotscher/Pieroth, Verfassungsgeschichte, Rn. 392 f.; Rupp, in: Isensee/
Kirchhof (Hrsg.), HStR II, § 31 Rn. 5 f.

23 Pöllmann, Kooperativer Staat und Parteiendemokratie, S. 62; zur engen Bindung
dieser Lehre an die Staatsphilosophie Hegels s.a. Zippelius, Allgemeine Staats-
lehre, S. 216 f.

24 E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 22 f. Die aufkommenden politi-
schen Parteien wurden allein der gesellschaftlichen Sphäre zugeordnet und er-
schienen primär als Gefährdung der staatlichen Einheit. Vgl. dazu Fehling, Ver-
waltung zwischen Unparteilichkeit und Gestaltungsaufgabe, S. 14 f.; Tsatsos/
Morlok, Parteienrecht, S. 4 ff.

25 Schlaich, Neutralität als verfassungsrechtliches Prinzip, S. 48 f.; zur obrigkeitsstaat-
lichen Beeinflussung von Wahlen s.a. Arsenschek, Der Kampf um die Wahlfreiheit
im Kaiserreich, S. 173 ff., 321 ff. und passim; Menzel, DÖV 1970, S. 433 (439 f.).

26 Radbruch, in: Anschütz/Thoma (Hrsg.), Handbuch des deutschen Staatsrechts,
S. 285 (289).
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